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Aus den VÖB-Instituten 

Landwirtschaftliche Rentenbank (LR) und 
L-Bank fördern seit Juli 2007 gemeinsam 
Unternehmen im ländlichen Raum Baden-
Württembergs. Das neue Programm „L-
Bank-Invest“ unterstützt Investitionen 
von gewerblichen Unternehmen, die der 
Weiterentwicklung der Region und ihrer 
Dörfer durch Verbesserung der Lebens- 
und Erwerbsbedingungen dienen.  

Gefördert werden kurz- und mittelfristige 
Investitionen, die die  Wirtschaftstruktur 
der Region verbessern und  Arbeitsplätze 
sichern oder schaffen. L-Bank-Invest rich-
tet sich an Betriebe mit einem Umsatz bis 
zu 500 Mio. EUR in Gemeinden mit we-
niger als 50.000 Einwohnern. 

Gefördert werden bis zu 100 Prozent des  
Vorhabens, in der Regel Investitionen bis 
zu 1,5 Mio. EUR. Das Programm ergänzt 
die bislang  fehlenden Angebote bei 
Laufzeiten von 4, 6 und 8  Jahren. Die L-
Bank verzichtet im ersten Jahr auf die  
Erhebung von Bereitstellungszinsen.  Die 
Antragstellung erfolgt über die Hausbank. 

 

 

Das Programm „Starthilfe Baden- Würt-
temberg“ von L-Bank und Bürgschafts-
bank Baden-Württemberg ist im Juni 
2007 erweitert worden. 

Künftig werden nicht mehr nur reine 
Gründungsfinanzierungen, sondern auch 

Vorhaben zur Festigung bestehender Be-
triebe innerhalb der ersten drei Jahre ge-
fördert. Bei Gründungen hat sich der zu 
fördernde Gesamtkapitalbedarf auf 
150.000 EUR erhöht. 

 

 
Der bundesweit tätige High-Tech Grün-
derfonds, eine gemeinsame Initiative des 
Bundeswirtschaftsministeriums mit nam-
haften Industrieunternehmen (siehe Mit-
telstandsnews Nr. 4/2005) hat neue Ko-
operationsvereinbarungen unterzeichnet. 
Seit Mai 2007 wird mit dem 
NRW.BANK.Seed Fonds und seit Juni 
2007 mit der IBB Beteiligungsgesell-
schaft mbH kooperiert, um technologie-
orientierte Gründungen in NRW und Ber-
lin besser unterstützen zu können. 
 
Insbesondere wolle man sich jeweils über 
Gründungkonzepte eng austauschen und 
Erfolg versprechende Gründungen auch 
gemeinsam finanzieren. Letzteres ermög-
liche aufgrund der Risikoteilung erste Fi-
nanzierungsrunden mit bis zu 
600.000 EUR sowohl in NRW als auch in 
Berlin. Zudem entstehe eine „Hebelwir-
kung“ für Anschlussfinanzierungen durch 
die Möglichkeit der Nachfinanzierung. 

 

 

Die Investitionsbank Schleswig-Holstein 
(IB), Mittelständische Beteiligungsgesell-
schaft (MBG), die Bürgschaftsbank (BB) 
und - für die Volksbanken und Raiffei-
senbanken sowie die ländlichen und ge-
werblichen Genossenschaften - der Ge-
nossenschaftsverband Norddeutschland 
haben zur Förderung der klein- und mit-
telständischen Unternehmen in Schles-
wig-Holstein im Juli eine Kooperations-
vereinbarung abgeschlossen. Damit soll 
nicht nur die Transparenz der schleswig-
holsteinischen Förderlandschaft sicherge-
stellt werden, sondern die Förderung 
noch bedarfsgerechter erfolgen können. 
Über veränderte Förderungen werden die 
Förderinstitute regelmäßig Schulungen 
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durchführen, am Hausbankprinzip werde 
festgehalten. 

 

 

Die Thüringer Aufbaubank kündigte im 
Mai 2007 neue Kreditprodukte für kleine 
und mittlere Unternehmen an.  

So soll für größere Investitionen in Er-
gänzung zu den bewährten Investitions-
zuschüssen der Bund-Länder Gemein-
schaftsaufgabe (GA) das neue Darle-
hensprogramm “Thüringen-Dynamik” mit 
einer Kredit-Obergrenze von zwei 
Mio. EUR je Antragsteller und einer Lauf-
zeit von zehn Jahren angeboten werden.  

Für kleinere Unternehmen (vor allem für 
Handwerker, Dienstleister, den Handel 
und kleinere Industrieunternehmen) sei 
das Produkt Thüringen-Invest vorgese-
hen. Hier soll der Zuschuss des Landes-
investitionsprogramms (LIP) (max. 
25.000 EUR) mit einem zinsgünstigen 
Förderkredit (max. 100.000 EUR) kombi-
niert werden.  

Beide Kreditprodukte sollen über revolvie-
rende Fonds gespeist werden; die Finan-
zierung werde zu 75 Prozent über den 
Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) erfolgen. Die Kredittil-
gung fließe zurück in den Fonds und ste-
he erneut für die Wirtschaftsförderung 
zur Verfügung. 

Für die Förderperiode 2007 bis 2013 soll 
für beide Programme ein Darlehensvolu-
men von rund 150 Mio. EUR bereitge-
stellt werden.  

 

 

Im Mai 2007 hat die neu gegründete 
Repräsentanz der NORD/LB Norddeut-
sche Landesbank in Moskau ihr operati-
ves Geschäft aufgenommen. Mit der 
Moskauer Repräsentanz sollen bestehen-
de Kundenbeziehungen in und um Russ-
land intensiviert und die Akquisition von 
Neugeschäften erleichtert werden. Der 

Fokus liegt dabei insbesondere in den 
von der NORD/LB definierten Zielbran-
chen Energie, Infrastruktur, Was-
ser/Abwasserwirtschaft, Transport und 
Logistik. Darüber hinaus sollen Kontakte 
geknüpft, gepflegt und ausgebaut wer-
den, die den Kunden der NORD/LB und 
der von ihr betreuten Sparkassen dabei 
unterstützen, an den erheblichen Ge-
schäftspotenzialen im russischen Markt 
zu partizipieren. Des Weiteren soll auch 
die Produktpalette für Russlandgeschäfte 
erweitert werden. 

 

 

NordLB und WestLB stärken als neue Ge-
sellschafter der S CountryDesk GmbH 
das Netzwerk der Sparkassen-
Finanzgruppe zur internationalen Beglei-
tung kleiner und mittelständischer Unter-
nehmen ins Ausland. 

Die NORD/LB wird insbesondere durch 
ihre Kooperation mit der DnB NOR 
schwerpunktmäßig ihre Kompetenz und 
Leistungsfähigkeit als Relationship Mana-
ger für den Ostseeraum in das Netzwerk 
einbringen und damit das Angebot für 
mittelständische Firmenkunden der Spar-
kassen bundesweit deutlich erweitern. 
Die WestLB wird ihre Brasilien-
Kompetenzen in das Netzwerk einbrin-
gen.  

Die regionalen Sparkassen können ihren 
Kunden über S CountryDesk das Wissen 
und die Kontakte spezialisierter Instituti-
onen aus dem Sparkassenverbund zur 
Verfügung stellen. 

 

 

Im europäischen Netzwerkprojekt zur re-
gionalen KMU-Finanzierung (FinNetSME) 
sind 19 Förderinstitutionen aus acht EU-
Mitgliedsstaaten zusammengeschlossen, 
darunter aus Deutschland die Landesför-
derbanken Investitionsbank Schleswig-
Holstein, Investitionsbank Berlin, Investi-
tionsbank Sachsen-Anhalt, NRW.BANK 
und die Sächsische Aufbaubank. 
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Auf der Basis eines intensiven Erfah-
rungsaustauschs hat das Netzwerk ge-
meinschaftlich neue Finanzierungsmodel-
le für KMU in Europa entwickelt, die Ein-
gang in die Produktpalette der Banken 
finden können. 

Neben konkreten Finanzierungsbeispielen 
wurde auch ein Finanzierungs-Leitfaden 
„FinNetSME – Experiences And Practi-
ces“ vorgestellt, der Handlungsempfeh-
lungen für regionale Förderinstitutionen 
und Entscheidungsträger formuliert. In-
formationen dazu im Internet unter 
www.finnetsme.org.  

 

 

Die LfA Förderbank Bayern hat seit Juni 
2007 das bestehende Programm für Ex-
portgarantien zu einem Garantiepro-
gramm für Auftragsfinanzierungen erwei-
tert. Während bisher das Programm nur 
Auslandsaufträge umfasse, werden nun 
zusätzlich auch Inlandsaufträge sowie 
auftragsbezogene Vorfinanzierungskredi-
te (Betriebsmittelkredite) abgesichert. 
Das neue Programm richte sich an mittel-
ständische Betriebe mit ausreichender 
Bonität. 

Für auftragsbezogene Kreditrahmen, die 
den Unternehmen von ihren Hausbanken 
eingeräumt werden, übernehme die LfA 
mit einer Ausfallgarantie das Risiko von 
50 Prozent der Finanzierungssumme (ma-
ximal 5 Mio. EUR). Bei kleinen und 
mittleren Unternehmen können bis zu 60 
Prozent der Finanzierungssumme über-
nommen werden, sofern das LfA-Risiko 
1,5 Mio. EUR nicht übersteige.  

Die Betriebe erhalten auf diese Weise die 
bei der Abwicklung größerer Aufträge üb-
lichen Bietungs-, Anzahlungs-, Vertrag-
serfüllungs- und Gewährleistungsgaran-
tien und erweitern ihre Liquidität. 

 

 

Über ihre  Beteiligungsgesellschaft CFH 
hat die Sachsen LB einen Osteuropa-

Wachstumsfonds aufgelegt, der investiti-
onswilligen Unternehmen mit einem Jah-
resumsatz von mindestens 10 Mio. EUR 
Finanzierungshilfen in Form von stillen 
und direkten Beteiligungen anbietet.  

Aus den Fondsmitteln sollen vorrangig 
mittelständische  Unternehmen mit Sitz 
oder Standort im Freistaat Sachsen fi-
nanziert werden, die nach Osteuropa  
expandieren oder dort eine Betriebsstätte 
aufbauen wollen.  

Der Fonds ist zunächst mit zehn Mio. 
EUR ausgestattet. Geplant sind im ersten 
Schritt etwa zehn Investitionsfinanzie-
rungen. Bei entsprechendem Bedarf sei 
eine Aufstockung der Fondsmittel mög-
lich.  

Der Fonds sei für weitere Investoren of-
fen und setze auf eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit, die zum Beispiel eine  
gemeinsame Beteiligung an einer zu 
gründenden osteuropäischen Tochterge-
sellschaft zum Gegenstand haben könn-
te.  

 

 

Im Rahmen ihrer Initiative „Kleiner Mit-
telstand“ bietet die KfW Mittelstands-
bank seit dem 2. Juli 2007 Unternehmen 
und Freiberuflern, die seit zwei Jahren 
am Markt tätig sind, in ihrem Basispro-
dukt für Fremdkapital - dem Unterneh-
merkredit - eine 50%-ige Haftungsfrei-
stellung an. Hausbanken werde auf diese 
Weise die Kreditgewährung zugunsten 
von Mittelständlern erleichtert. 

 

 Über den Rand geschaut 

Die HypoVereinsbank (HVB) setzt ihre 
seit Frühjahr unter dem Label "HVB Busi-
ness Class" laufende Geschäftskundenof-
fensive fort und wirbt seit Anfang Juli 
mit einem kostenlosen Girokonto für Un-
ternehmer. Dem Kunden werde dabei ein 
Produktbündel verkauft. 
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Das "HVB WillkommensKonto Business" 
gehört zu einem Angebotspaket für Ge-
schäftskunden. Es bietet eine gestaffelte 
Verzinsung für das Durchschnittsgutha-
ben von bis zu drei Prozent p.a. . Kosten-
los enthalten sind neben der Finanzsoft-
ware HVB eFIN auch die HVB Master-
Card für Geschäftskunden und eine ec-/ 
Service-Karte. Der monatliche Paketpreis 
von 15 EUR kann ab einer bestimmten 
Einlagenhöhe (mehr als 75.000 EUR) ent-
fallen. Hierbei wird die Summe aller pri-
vaten und geschäftlichen Anlagen des 
Unternehmers aber auch seiner Ehefrau 
und Kinder berücksichtigt.  

Die Produktfrequenz soll jedoch in Ein-
klang mit der Kundenzufriedenheit ste-
hen. Daher werde ein neues leistungsab-
hängiges Vergütungssystem eingeführt, 
das die Kundenzufriedenheit berücksich-
tige. Je nach Aufgabenstellung der Mit-
arbeiter werden zwischen 10 bis 20 Pro-
zent des Bonus zukünftig von der Kun-
denzufriedenheit abhängen. 

 

 

Darüber hinaus beabsichtigt die HypoVe-
reinsbank mit "GrüN", einem Existenz-
gründerprogramm für Geschäftskunden, 
das Potenzial von jährlich 900.000 Grün-
dungen in Deutschland künftig besser 
auszunutzen. Die neuen Unternehmer sol-
len durch speziell geschulte Berater an 
zehn geplanten deutschlandweit verteil-
ten Standorten begleitet werden. Mit Hil-
fe eines Internet-Tools können Interes-
senten den nächstgelegenen "GrüN"-
Betreuer in ihrer Region ermitteln und Hil-
festellungen für die Vorbereitung auf das 
Bankgespräch erhalten. 

Zudem werde es künftig spezielle Pro-
duktlösungen sowohl für den anfänglich 
kleinen wie auch für den großen Gründer 
und Nachfolger geben.  

 

 

Im internationalen kommerziellen Bank-
geschäft möchte die HypoVereinsbank 
für deutsche Unternehmen die Marktfüh-

rerschaft erzielen und hat deshalb die Ini-
tiative "Excellent in Foreign Markets" ge-
startet. So soll u. a. das Expertennetz in 
der Region ausgebaut und die branchen-
spezifische Kompetenz gesteigert wer-
den. Die Bank erwartet im Außenhandel 
ein zweistelliges Wachstum. Derzeit tra-
ge das internationale Geschäft rund ein 
Fünftel zu den operativen Erträgen im 
Firmenkundengeschäft bei. Bis zum Jahr 
2010 soll es ein Viertel des Volumens 
sein. 

Die Initiative „Excellent in Foreign Mar-
kets“ umfasst folgende Maßnahmen: 

Zwischen Produktentwickler und Außenhändler: 

� Integration der Außenhandelsberater in die Di-

vision Firmenkunden, 

� Bündelung der Produktkompetenz in einer UniC-

reditübergreifenden Division „Global Financial 

Services“. 

Zwischen Außenhändler und Kunde: 

� Einstellung von Außenhandels-Spezialisten aus 

der Industrie: In Regionen mit exportlastigen 

Branchen oder Unternehmen (evt. Baden-

Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen) 

wird im Außenhandels-Team ein Mitarbeiter mit 

Industrieexpertise tätig sein.  

� Pilotprojekte mit der Industrie: Entwicklung ge-

meinsamer Konzepte für das Forderungsmana-

gement oder das Global Trade Management. 

� Pro aktive Begleitung der stetigen Erweiterung 

von Geschäftsmöglichkeiten - von den traditio-

nellen Exportmärkten hin zu neuen Emerging 

Markets. Hierzu gehören auch einige ehemalige 

GUS- sowie afrikanische Länder. 

 

 

Die Commerzbank und KfW Bankengrup-
pe haben einen weiteren Vertrag über ein 
Globaldarlehen in Höhe von 
500 Mio. EUR unterzeichnet. Den durch 
die KfW-Refinanzierung gewonnenen 
Vorteil gibt die Commerzbank vollständig 
an ihre mittelständischen Kunden in Form 
von zinsgünstigen Krediten weiter.  
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Vom politischen Parkett 

Die Bundesregierung hat zum 1. Juli 
2007 eine Prämiensenkung um 20 Pro-
zent bei ausgewählten staatlichen Ex-
portkreditgarantien („Hermesdeckungen“) 
vorgenommen. Das betrifft die Sammel-
deckungen „Ausfuhr-Pauschal-Gewähr-
leistungen“ (APG) und „Ausfuhr-
Pauschal-Gewährleistungen-light“ (APG-
light), die Exportgeschäfte zu kurzfristi-
gen Zahlungsbedingungen mit Kunden 
außerhalb der EU und den Kernländern 
der OECD absichern und insbesondere 
von zahlreichen kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen genutzt werden. 

 

 

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
Anfang Mai 2007 in einem Eckpunktepa-
pier angekündigt, die Rahmenbedingun-
gen für die Bereitstellung von Wagniska-
pital an junge Unternehmen durch ein 
neues Wagniskapitalbeteiligungsgesetz 
erheblich zu verbessern. 

Auf die Einzelheiten für das neue Wag-
niskapitalgesetz wurde sich zwischenzeit-
lich verständigt. Danach sollen die neuen 
Regelungen für Unternehmen mit einer 
Eigenkapitalausstattung von bis zu 
20 Mio. EUR und einem Unternehmensal-
ter von bis zu zehn Jahren gelten. Es sol-
len folglich nicht nur die Frühphasenfi-
nanzierungen, sondern auch die Wachs-
tumsfinanzierungen von dem Gesetz 
profitieren. Vorgesehen ist u. a. auch, 
dass Wagniskapitalgesellschaften zukünf-
tig generell als vermögensverwaltend gel-
ten und dass auf Managementdienstleis-
tungen von Beteiligungsfonds keine Um-
satzsteuer erhoben werden soll. 

Die steuerliche Behandlung von Anfangs-
verlusten junger, innovativer Unterneh-
men soll ebenfalls stark verbessert wer-
den. Für die Business Angels soll der 
Freibetrag für Veräußerungsgewinne auf 
20.000 EUR erhöht werden. 

Das Bundeskabinett will den Entwurf des 
Wagniskapitalbeteiligungsgesetzes noch 
im Sommer beraten.  

 

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi) hat im Juli das 
High-Tech-Programm THESEUS aufge-
legt. THESEUS ist Teil des von der Bun-
desregierung verkündeten Programms 
„Informationsgesellschaft Deutschland 
2010 (iD2010)“.  

Mit dem THESEUS Programm sollen Ba-
sistechnologien, Standards und viel ver-
sprechende Anwendungen für neue in-
ternet-basierte Produkte und Dienste 
entwickelt und erprobt werden. Ziel ist 
die Schaffung einer neuen Wissensinfra-
struktur, mit der das Wissen im Internet 
besser genutzt und verwertet werden 
kann. 

THESEUS hat eine Laufzeit von fünf Jah-
ren und wird vom BMWi zunächst mit ca. 
90 Mio. EUR gefördert. Zusätzliche 
90 Mio. EUR werden als Eigenmittel der 
beteiligten Partner aus Industrie und For-
schung aufgebracht, so dass insgesamt 
rd. 180 Mio. EUR in zukunftsweisende 
Forschungsarbeiten zur Weiterentwick-
lung des Internets fließen werden.  

 

 

Das Zweite Mittelstandsentlastungsge-
setz (MEG II) wurde im Bundesrat verab-
schiedet. Damit werden Unternehmen 
von überflüssigen bürokratischen Lasten 
befreit. Das Gesetz sieht unter anderem 
die Anhebung der Gewinnschwelle für 
die Buchführungspflicht von 30.000 EUR 
auf 50.000 EUR vor. Ferner sollen Exis-
tenzgründer in den ersten drei Jahren 
von statistischen Meldepflichten freige-
stellt werden. Kleinunternehmen mit we-
niger als 50 Beschäftigten müssen pro 
Jahr nur noch mit maximal drei statisti-
schen Stichprobenerhebungen rechnen.  

Mit dem MEG II wurde auch das Gesetz 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ geändert (siehe VÖB-Mitteilung Nr. 
314/07 vom 9. Juli 2007).  
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Neues aus der EU 

Gemäß der im Juni 2007 zwischen der 
Europäischen Kommission und der Euro-
päischen Investitionsbank (EIB) abge-
schlossenen Kooperationsvereinbarung 
sieht die neue Fazilität für Finanzierungen 
auf Risikoteilungsbasis (Risk Sharing Fi-
nance Facility - RSFF) eine Ergänzung 
von Mitteln aus dem Gemeinschafts-
haushalt im Rahmen des FP7 durch Fi-
nanzierungen der EIB vor (im Zeitraum 
2007 - 2013 jeweils eine Milliarde EUR 
durch EIB und EU). 

Ziel sei es, durch die Risikoaufteilung 
zwischen EU und EIB private und öffent-
liche, mit höherem Risiko verbundene In-
vestitionen in Forschung, technologische 
Entwicklung und Demonstration sowie 
Innovation zu fördern.  

So will die EIB für kleine und mittlere 
Vorhaben bzw. Unternehmen neue Glo-
baldarlehen mit Risikoteilung entwickeln, 
die es den zwischengeschalteten Institu-
ten ermöglichen, Finanzierungen begrenz-
ten Umfangs auf der Basis von Risikotei-
lung bereitzustellen. 

Gefördert werden sollen traditionelle 
Sachinvestitionen bis hin zu Aus-
rüstungs- und immateriellen Investitionen 
wie beispielsweise Betriebsaufwendun-
gen für FuE, Gehältern von Forschern, 
Mitgliedern der Geschäftsleitung und 
ausführenden Mitarbeitern, Kosten von 
Versorgungseinrichtungen und 
Verbrauchsmaterialien, Aufwendungen 
für den Erwerb von Urheberrechten oder 
für den Schutz von geistigem Eigentum 
sowie - unter bestimmten Voraussetzun-
gen - Leasing und Abschreibungen. 

 

 

Im sogenannten „Guide to Financial Is-
sues“, dessen erste Fassung die Europäi-
sche Kommission nun veröffentlicht hat, 
werden die Richtlinien für die Finanzie-
rung von Projekten im 7. Forschungs-
rahmenprogramm (RP7) interpretiert und 
erläutert. Der Leitfaden soll als ein Nach-

schlagewerk und Referenzhandbuch zur 
Projektfinanzierung im Forschungsrah-
menprogramm verstanden werden. Er 
enthält u. a. Modellrechnungen für den 
Umgang mit verschiedenen Kostenarten 
(Personalkosten, Investitionsgüter, Reise-
kosten, Verbrauchsmaterial, Unteraufträ-
ge) und umfangreiche Informationen zu 
den finanziellen Aspekten der Projekt-
durchführung. 

Der Entwurf des Leitfadens ist unter 
http://www.forschungsrahmenprogramm
.de/offizielle_dokumente.htm#Leitfaden 
abrufbar. Da noch viele Aspekte in der 
Verhandlungsphase der Projekte für den 
Einzelfall geklärt werden müssen, wird 
der Leitfaden voraussichtlich alle 6 Mo-
nate aktualisiert werden. 

 

 

Nachdem im Februar 2007 das Europäi-
sche Parlament die Europäische Kommis-
sion aufgefordert hatte, ein einheitliches 
Statut für die Europäische Privatgesell-
schaft zu erarbeiten, hat diese nun eine  
öffentliche Konsultation gestartet. Die 
Kommission möchte wissen, auf welche 
Hindernisse Firmen – und insbesondere 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) – 
bei grenzüberschreitenden Geschäften in 
der EU stoßen und wie das geplante Sta-
tut für die Europäische Privatgesellschaft 
aus inhaltlicher Sicht beschaffen sein 
sollte. Die Antworten werden in die an-
stehende Folgenabschätzung und den 
etwaigen Vorschlag für einen Rechtsakt 
einfließen. Konsultationsschluss ist der 
31. Oktober 2007. Den Fragebogen fin-
den Sie unter: http://ec.europa.eu/inter-
nal_market/company/epc/index_de.htm. 

Die Initiative zur Schaffung eines Statuts 
für die Europäische Privatgesellschaft ist 
Teil des im Jahr 2003 angenommenen 
Aktionsplans für Gesellschaftsrecht und 
Unternehmensverfassung („corporate 
governance“). Durch eine in allen Mit-
gliedstaaten einheitliche europäische 
Rechtsform soll es den europäischen 
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KMU leichter gemacht werden, grenz-
überschreitende Geschäfte zu tätigen.  

Gut zu wissen 

Das Institut für Mittelstandsforschung 
Bonn (IfM) hat im Auftrag der Stiftung 
Familienunternehmen eine Studie durch-
geführt, um den Anteil der Familienun-
ternehmen i. e. S. an der Anzahl, der Be-
schäftigung und am Umsatz aller Unter-
nehmen in Deutschland zu ermitteln.  

Insgesamt seien rund 95 Prozent aller 
deutschen Unternehmen Familienunter-
nehmen, für die die Einheit von Eigentum 
und Leitung charakteristisch sei. 

� Sie erzielen rund 42 % der Umsätze der deut-

schen Unternehmen. 

� Sie stellen ca. 57 % aller sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigungsverhältnisse. 

Das IfM hat erstmals auch alle Großun-
ternehmen (Ausweis im Unternehmens-
register als rechtliche Einheit mit 50 Mio. 
EUR und mehr Jahresumsatz) herausge-
filtert, das sind ca. 8.500 Unternehmen. 
Durch Abgleich der Eigentümerstruktur 
wurden diese zu wirtschaftlichen Einhei-
ten konsolidiert und auf Familienkontrolle 
(Familienunternehmen i. w. S.) unter-
sucht.  

Übrig blieben ca. 3.500 unabhängige 
Großunternehmen, von denen etwa 
1.200 Familienunternehmen i. w. S. sind. 
Für letztere wurde für den Zeitraum 2003 
bis 2005 eine Rankingliste der Top 500 
erstellt (nach Umsatz). Bezeichnend ist, 
dass die Top 500 Familienunternehmen 
in 2005 rund 2,2 Mio. Mitarbeiter hatten. 
Sie stellen fast jeden zehnten Arbeits-
platz. Rund 11 Prozent aller Umsätze 
werden in den Top 500 gemacht. 

Auffällig ist darüber hinaus der hohe Be-
schäftigtenanteil bei den großen Famili-
enunternehmen, wenn man diese mit den 
DAX-Unternehmen vergleicht. Die 500 
größten Familienunternehmen hätten 
ganz wesentlich zur Schaffung neuer Ar-
beitsplätze in Deutschland beigetragen. 

  Quelle: IfM Bonn 

 

 

Das Institut für Mittelstandsforschung 
Bonn (IfM) hat die Ergebnisse der vom 
Statistischen Bundesamt durchgeführten 
Sonderauswertung des Unternehmensre-
gisters für das Berichtsjahr 2004 veröf-
fentlicht. Demzufolge gab es im Jahr 
2004 in Deutschland rd. 3,4 Mio. Unter-
nehmen. Davon hatten rd. 3 Mio. Unter-
nehmen weniger als 10 Beschäftigte und 
erwirtschafteten einen Jahresumsatz un-
ter 1 Mio. EUR. 

  Quelle: IfM Bonn 

 

 

Anteil der deutschen Unternehmen an 
den Beschäftigten insgesamt

9,2% 6,7%

23,2%60,9%

TOP 500 Familien-
Großunt ernehmen

DAX-Unt ernehmen

übr ige Großunt ernehmen

alle Unt ernehmen mit
Umsat z <= 50 Mio. EUR
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Finanzquellen von Gründern 2006 (Quelle: KfW-Bankengruppe)

18,5

41,2

27,9

22

63,5
44,1

12,7

2,4

7,7

13,8

Kommerzielle Bankdarlehen

Überziehungs- bzw. Dispokredit

Darlehen u. geschenktes Geld von Freunden,
Verwandten etc.

Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit

Sonstiges (z.B.  Beteiligungskapital, Fördermittel der
KfW oder der Förderinstitute)

in ProzentHäufigkeit Volumen

Was ist eigentlich NISAX20?  

Der NISAX ist der Niedersächsische Akti-
enindex und bildet die Entwicklung der 
20 wichtigsten börsennotierten Unter-
nehmen in Niedersachsen ab. Er wurde 
von der NORD/LB Norddeutsche Landes-
bank vor fünf Jahren aufgelegt und er-
reichte in 2007 Rekordhöhe.  

Die Stärke der niedersächsischen Unter-
nehmen zeige sich auch im Vergleich mit 
anderen Indices wie dem DAX Perfor-
manceindex, dem  MDAX oder dem bay-
erischen Regionalindex BAYX30. 

Derzeit sind folgende niedersächsische 
Aktiengesellschaften im  NISAX20 abge-
bildet: AWD Holding, Berentzen, CEWE 
Color Holding,  Continental, Delticom, 
Deutsche Hypothekenbank, H&R Wasag, 
Hannover  Rück, Hoeft & Wessel, KWS 
Saat, Linos, LPKF Laser & Electronics,  
Maternus Kliniken, Plambeck Neue Ener-
gien, Salzgitter, Sartorius,  Symrise, TUI, 
Viscom, Volkswagen (in alphabetischer 
Reihenfolge).  

 

 

Der KfW-Gründungsmonitor ist eine seit 
dem Jahr 2000 durchgeführte repräsen-
tative Erhebung des Gründungsgesche-
hens bei jährlich 40.000 zufällig ausge-
wählten in Deutschland ansässigen Per-
sonen. Die neueste Veröffentlichung in 
2007 konstatiert, dass das Gründerge-
schehen in Deutschland in 2006 deutlich 
zurückgegangen ist. Die Zahl der Perso-
nen im Alter von 18 bis 64 Jahren, die 
sich in 2006 mit einer Neugründung, Un-
ternehmensübernahme oder -beteiligung 
selbstständig gemacht haben, sank auf 
1,1 Mio. (in 2005 noch 1,3 Mio.). Ur-
sächlich dafür seien die abnehmenden 
Gründungen aus der Arbeitslosigkeit so-
wie das Vorziehen einer abhängigen Be-
schäftigung als scheinbar erste Reaktion 
auf den konjunkturellen Aufschwung. Ei-
ne Trendwende zeichne sich ab. So sei 
die Zahl der Gründungsplanungen außer-
gewöhnlich hoch. 

Ein Hemmschuh des deutschen Grün-
dungsgeschehens sei auch das - im Ver-
gleich zu anderen hoch entwickelten 
Volkswirtschaften (wie z. B. den USA) -  
pessimistische Gründungsklima.  

Weitere Einzelheiten erhalten Sie unter: 
http://www.kfw.de/DE_Home/Service/On
line_Bibliothek/Research/PDF-Dokumente 
_Gruendungsmonitor/KfW_Gruendungsm
onitor_2007_lang.pdf 

  Quelle: KfW-Bankengruppe 

 

 

Auf einem neuen Internetportal werden 
Informationen rund um die Selbständig-
keit in der Franchise-Branche kostenlos 
zur Verfügung gestellt. Initiatoren sind 
der Deutsche Franchise-Verband (DFV), 
die Internetportale www.franchise-net.de 
und www.franchiseportal.de sowie die 
Printmedien der Branche: franchiseErfol-
ge, Impulse-Gründerzeit und Starting Up.  

Weitere Informationen unter: 
http://www.erst-informieren-dann-
gruenden.de/ 

 

 

Das monatlich gemeinsam von der KfW 
Bankengruppe und dem Münchner ifo In-
stitut berechnete Geschäftsklima kleiner 
und mittlerer Unternehmen ist leicht 
rückläufig. Die Mittelständler bewerteten 
sowohl ihre Geschäftserwartungen als 
auch ihre Geschäftslage etwas schwä-
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cher. Die Ergebnisse würden aber eine 
weiterhin dynamische wirtschaftliche 
Entwicklung anzeigen. 

   Quelle: KfW-Bankengruppe 

 

Empfehlenswert 

BMWi, Wissen - Ein Leitfaden, Juni  
2007, www.wissenmanagen.de 

 

Quellennachweise 

Börsenzeitung, Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, Handelsblatt, www.bmwi.de, 
www.aufbaubank.de, www.ib-sh.de, 
www.buergschaftsbank.de, www.lfa.de, 
www.bundesrat.de, www.ifm-bonn.de, 
www.commerzbank.de, www-l-bank.de, 
www.europa.eu.int/, www.nordlb.de, 
www.bundesregierung.de, www.bundes-
finanzministerium.de, www.sachsenlb.de 
www.hypovereinsbank.de, www.ibb.de, 
www.rentenbank.de, www.nrw.bank.de, 
www.kfw-bankengruppe.de, www.fin-

netsme.org, www.presseportal.de, 
www.westlb.de 

Sie wollen diesen Newsletter 
abonnieren? 

Dann schreiben Sie bitte eine E-Mail an: 
beate.siewert@voeb.de. Geben Sie ein-
fach den Betreff „MittelstandsNews“ an. 
Hinweise und Anregungen nehmen wir 
gern entgegen. 

 

Weitere Newsletter des VÖB   

� Finanzmarktnews  

� News Zahlungsverkehr  

� VÖB-Zins-Prognose-Spektrum 

� VÖB-Aktienmarkt-Prognose 

Interessiert? Dann schreiben Sie uns eine    
E-Mail an postmaster@voeb.de. oder         
registrieren Sie sich unter www.voeb.de 
Abo-Service. 
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